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Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und 

zur Fortentwicklung der naturschutzrechlichen Eingriffsregelung 

Länder - und Verbändebeteiligung - Ihre E-Mail vom 06.07.2026 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu o.g. Referentenentwurf. Nachfolgend 

erhalten Sie die Stellungnahme zu den die Raumordnung tangierenden Regelungen. 

Artikel 1 des Referentenentwurfs 
 

Zu Nr. 2b (§ 1 Abs. 1a BNatSchG) - Überragendes öffentliches Interesse 
Die geplante Neuregelung in § 1 Abs. 1a BNatSchG wird kritisch gesehen. Die aufgeführten 

Belange sind bereits fachgesetzlich mit einem hohen Schutzniveau ausgestattet. Dieses 
Schutzniveau führt dazu, dass die Verwirklichung vieler (Infrastruktur-) Projekte in den 

benannten Schutzgebietskulissen ausgeschlossen ist. Die nun vorgesehene Ausstattung der 
Belange mit überragendem öffentlichem Interesse und das damit ausweislich der 

Gesetzesbegründung besondere Gewicht im Rahmen von Abwägungsvorgängen würde 

voraussichtlich dazu führen, dass die noch vorhandenen Abwägungsspielräume begrenzt 

werden und die Verwirklichung von (Infrastruktur-) Vorhaben weiter eingeschränkt wird.  

Darüber hinaus würde die vorgesehene Neuregelung in der Planungspraxis schwer handhabbar 
sein. Bereits heute steht eine Vielzahl fachgesetzlicher Belange im überragenden öffentlichen 

Interesse. Dies schlägt sich auch im Gesetzestext nieder, der bereits 19 Bereichsausnahmen 
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vorsieht. Es ist zu erwarten, dass bis zum Inkrafttreten des Gesetzes weitere Belange 

hinzukommen werden.  

Es steht zu befürchten, dass die Regelung in der Praxis aufgrund ihres unübersichtlichen 

Regelungsgehalts zu bürokratischen Mehrbelastungen der Planungsträger führt und den 

(engen) Anwendungsbereich für Abwägungsspielräume weiter beschränkt.  

Zu Nr. 11 (§ 20a BNatSchG) - Natürliche Infrastruktur 

Auch die geplante Regelung in § 20a BNatSchG wird vor dem Hintergrund bestehender 
Flächenbedarfe und -konkurrenzen kritisch gesehen. § 20a BNatSchG sieht eine umfangreiche 

Flächenkulisse der natürlichen Infrastruktur vor. Als Rechtsfolge eines Eingriffs in die 
Flächenkulisse sieht der ebenfalls neue § 15 Abs. 3b einen um 20 Prozent erhöhten 

biotopwertbezogenen Kompensationsbedarf vor. Aufgrund der großflächigen Kulisse der 
natürlichen Infrastruktur werden Eingriffe nicht zu vermeiden sein. Es steht zu befürchten, dass 

der Kompensations-Malus bestehende Flächenkonkurrenzen weiter verschärfen wird.  
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.  

i.V. der Abteilungsleitung 
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